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Antrag 

der Abgeordneten Ulrike Höfken-Deipenbrock, Joseph Fischer (Frankfurt) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Verletzung internationaler Walfang-Vereinbarungen durch Norwegen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Bereits im April 1995 wurde bekannt, daß die norwegische 
Regierung zur Rechtfertigung ihrer Walfangaktivitäten mit 
einem fehlerhaften Computerprogramm und somit überhöhten 
Bestandszahlen der Minkewale operiert hat. Die von Nor- 
wegen bekanntgegebenen Hochrechnungen der Minkewal- 
bestände sind um mindestens 50 % überhöht. 

2. Norwegen hat auch in den vergangenen Jahren keine Transpa- 
renz seiner Datenbestände bei der Hochrechnung der Minke- 
walbestände gegenüber der Öffentlichkeit und der Internatio- 
nalen Walfangkommission (IWC) hergestellt. 

3. ln Mißachtung der Kenntnis über die fehlerhaften Arbeits- 
grundlagen und Bestandszahlen über die Minkewalbestände 
will Norwegen den Walfang fortsetzen und bezieht sich dabei 
auf ein Stillhalteabkommen des IWC-Workshops bis zur dies- 
jährigen Tagung des IWC in Dublin Ende Mai 1995. 

4. In der Zwischenzeit hat Norwegen mit dem Töten der Zwerg- 
wale begonnen und „erfüllt" seine eigenmächtig festgesetzte 
Fangquote bis zur Tagung des IWC. Damit werden internatio- 
nale Beschlüsse ad absurdum geführt. Bis zum 28. Mai 1995 
wurden bereits mehr als 40 Minkewale getötet. 

5. Die nach Protesten von Greenpeace und Tierschützerinnen und 
Tierschützern von der norwegischen Regierung vorgenom- 
mene geringfügige Reduzierung der Fangquoten entbehrt 
jeder wissenschaftlichen Grundlage und wird als taktisches 
Mittel benutzt, um den zunehmenden nationalen und inter- 
nationalen Druck aufzuweichen. 

6. Eine öffentliche Aufforderung der Bundesregierung an Nor- 
wegen zur Respektierung des Walfangmoratoriums und zur 
Einstellung des Walfangs ist nach den Erklärungen Großbritan- 
niens und der Niederlande überfällig. 
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11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. die norwegische Walfangpolitik energisch zu verurteilen und 
die norwegische Regierung zur Einhaltung des Walfangmora- 
toriums aufzufordern, 

2. einen Beschluß der Internationalen Walfangkommission her- 
beizuführen, der die norwegischen Walfänger an der Ausfahrt 
hindert und bis zur Feststellung der tatsächlichen Minkewal- 
bestände durch unabhängige Wissenschaftler den Walfang zu 
verbieten, 

3. sich auf dem nächsten EU-Ministerrat für eine gemeinsame 
Resolution einzusetzen, die die Verurteilung der Verletzung 
von internationalen Konventionen durch Norwegen beinhaltet. 

Bonn, den 31. Mai 1995 

Ulrike Höfken-Deipenbrock 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Das bisherige Vorgehen der Bundesregierung, ihre Besorgnis 
hinsichtlich der Verletzung internationaler Vereinbarungen durch 
Norwegen auf diplomatischem Wege ausdrücken zu wollen, hat 
auf die norwegische Regierung keinen ausreichenden Druck zur 
Einstellung des Walfangs ausgeübt. Wie der britische Landwirt- 
schaftsminister anführte, gibt es keine von den IWC-Mitgliedern 
anerkannte Bestandsabschätzung von Minkewalen im Nord-Ost- 
Atlantik. Solange keine international anerkannten Zahlen vor- 
liegen, muß das Vorsorgeprinzip gelten und jeglicher Walfang der 
gefährdeten Tiere unterbleiben. 

Die Mißachtung der Beschlüsse der Internationalen Walfangkom- 
mission darf nicht von der Bundesregierung hingenommen 
werden. 
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